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Gesellschaftliche Machtverteilung 
in der Bundesrepublik

GESELLSCHAFTSPOLITIK

Hermann Adam, Düsseldorf

In der politischen und wissenschaftlichen Diskussion taucht immer wieder die Frage auf, welche 
sozialen Gruppen in der Gesellschaft ihre Interessen gegenüber anderen durchsetzen können. 
Hierüber bestehen kontroverse Auffassungen. Wie ist die gesellschaftliche Machtverteilung in der 
Bundesrepublik Deutschland tatsächlich?

Die Macht im gesellschaftlichen Bereich is t . . .  
verteilt auf verschiedene Kräfte, die sich mög­

lichst im Gleichgewicht befinden müssen ’). So 
heißt es in einer der neuesten Veröffentlichungen 
des Instituts der deutschen Wirtschaft. Die Ver­
fasser dieser Studie sehen das Kräftegleichge­
wicht der gesellschaftlichen Gruppen allerdings 
durch die ihrer Ansicht nach wachsende Macht 
der Gewerkschaften gefährdet. Sie befürchten 
einen „Gewerkschaftsstaat“ , also eine Situation 
gesellschaftlicher Machtverteilung, bei der die 
Gewerkschaften aufgrund ihrer starken Position 
die politischen, wirtschaftlichen und sozialen Pro­
zesse in der Bundesrepublik beherrschen.

These vom Gewerkschaftsstaat

Die drohende Übermacht der Gewerkschaften er­
gibt sich nach Ansicht des Instituts der deutschen 
Wirtschaft vorwiegend

□  aus der bei Vollbeschäftigung günstigen Ver­
handlungsposition der Gewerkschaften bei Tarif­
auseinandersetzungen,

□  aus einer die gewerkschaftliche Stellung ver­
stärkenden geforderten Änderung des Arbeits­
rechts und des Arbeitskampfrechts,

!) I n s t i t u t  d e r  d e u t s c h e n  W i r t s c h a f t  (Hrsg.): Auf 
dem Weg in den Gewerkschaftsstaat?, Köln 1974.

Hermann Adam, 28, Dipl.-Volkswirt, ist wis­
senschaftlicher Referent im Wirtschafts- und 
Sozialwissenschaftlichen Institut des Deut­
schen Gewerkschaftsbundes in Düsseldorf. 
Er beschäftigt sich vorwiegend mit vertei­
lungspolitischen Fragen.

G  aus der von den Gewerkschaften geforderten 
Preis- und Investitionskontrolle der Unternehmen,

□  aus der starken personellen Verflechtung der 
Gewerkschaften mit der SPD,

□  aus der paritätischen Mitbestimmung, insbe­
sondere in Verbindung mit der Verwirklichung 
der überbetrieblichen Gewinnbeteiligung über 
Vermögensbildungsfonds,

□  aus der wirtschaftlichen Bedeutung der ge­
werkschaftseigenen Unternehmen,

□  aus der Wirkung der Gewerkschaftspresse auf 
die öffentliche Meinung.

An dieser ebenso wie an anderen Veröffentlichun­
gen, die ein Machtübergewicht der Gewerkschaf­
ten für die absehbare Zukunft befürchten, ist zu 
kritisieren, daß die Ausgangsbehauptung, wonach 
zum gegenwärtigen Zeitpunkt ein Kräftegleich­
gewicht herrsche, nicht näher belegt wird. Ohne 
eine Analyse der in der Bundesrepublik gegebe­
nen Machtverteilung durchzuführen, werden viel­
mehr eine Reihe von Spekulationen darüber an­
gestellt, was geschehen könnte, wenn die von 
den Gewerkschaften erhobenen Forderungen alle 
erfüllt würden.

Wenig differenzierte Betrachtung

Auch die Abschnitte, in denen auf bereits vorhan­
dene (und nicht bloß geforderte) Macht der Ge­
werkschaften Bezug genommen wird, lassen eine 
differenzierte Betrachtung vermissen. So wird bei­
spielsweise nicht diskutiert, welche Konsequen­
zen sich bei Unterbeschäftigung und Arbeitslosig­
keit für die Verhandlungsposition der Gewerk­
schaften in Tarifverhandlungen ergeben. Ferner
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wird nicht gefragt, ob die zweifellos zu beobach­
tenden Erfolge der Gewerkschaften im Vertei­
lungskampf Anfang der siebziger Jahre nicht ein 
Aufholen des Verteilungsvorsprungs waren, den 
sich die Unternehmer in den fünfziger Jahren ver­
schaffen konnten. Unberücksichtigt bleibt schließ­
lich, ob durch die seit den sechziger Jahren zu­
nehmende Konzentration die wirtschaftliche Macht 
der Unternehmer nicht so stark gewachsen ist, 
daß sie über Preiserhöhungen alle Umverteilungs­
erfolge der Gewerkschaften bald wieder zunichte 
machen können.

Wenn schließlich die gewerkschaftseigenen Un­
ternehmen und die gewerkschaftliche Pressearbeit 
als eine die Macht der Gewerkschaften begrün­
dende Tatsache angeführt werden, so kann indes 
nur ein Vergleich mit den entsprechenden Poten­
tialen auf Unternehmerseite Aufschluß über das 
gesellschaftliche Kräfteverhältnis geben. Nach 
einer Untersuchung von Koubek und anderen2) 
betrug das Produktivvermögen der Gewerkschaf­
ten 1969 etwa 300 Mill. DM, das der privaten Un­
ternehmen hingegen 130 Mrd. DM (Eigenkapital). 
Die dem Unternehmerlager zuzurechnende kapi­
talorientierte Presse hatte eine Auflage von mo­
natlich rd. 33 Mill., die der arbeitsorientierten, 
also gewerkschaftsnahen Publikationsorgane be­
trug dagegen nur etwa 14 Mill. Diese Fakten zei­
gen, daß die These vom Gewerkschaftsstaat nicht 
haltbar ist.

Die Stamokap-These

Genau die gegenteilige Behauptung über die ge­
sellschaftliche Machtverteilung in der Bundes­
republik stellen die Marxisten auf. Nach ihrer An­
sicht ist eine Regierung in einer kapitalistischen 
Gesellschaft lediglich „Handlanger des Monopol­
kapitals“ und kann nur solche Entscheidungen 
treffen, die den Interessen dieses „Monopolkapi­
tals“ nicht zuwiderlaufen. Jaeggi bezeichnet des­
halb die Annahme, daß die Demokratie durch die 
Konkurrenz zwischen Gruppen, die sich in ihrer 
Macht gegenseitig beschränken und ausgleichen, 
geschützt werde, als eine der eindrücklichsten 
politischen Mythen unserer Z e it3).

Kürzlich wurde von Simon versucht, die Verflech­
tung von Unternehmerverbänden und Staat für 
die Bundesrepublik zu belegen4). Diese Arbeit ist 
jedoch insofern einseitig, als sie aus Fakten, die

2) N. K o u b e k  u .a .:  W irtschaftliche Konzentration und gese ll­
schaftliche M achtverte ilung in der B undesrepub lik  Deutschland, 
in : Aus P o litik  und Zeitgeschichte, B. 28/1972.

3) U. J a e g g i :  Kapita l und A rb e it ¡n der Bundesrepublik. E le­
mente e ine r gesam tgesellschaftlichen Analyse, Frankfurt (Main) 
1973.

4) W. S I m o n : Personelle, in s titu tio n e lle  und sachliche Aspekte 
der Verflechtung von Unternehm erverbänden und Staat, in : B lä t­
te r fü r deutsche und in te rnationa le  P o litik , Nr. 2/1975.

für die Macht der Unternehmer sprechen, weitrei­
chende Schlüsse zur gesellschaftlichen Machtver­
teilung ableitet, und Daten, die auf die Macht der 
Gegenseite, also der Gewerkschaften, hinweisen, 
völlig unberücksichtigt läßt oder gar verniedlicht. 
So wird etwa die Bedeutung der Gewerkschafts­
zugehörigkeit der Mehrheit der Mitglieder des 
derzeitigen Kabinetts mit dem Argument herunter­
gespielt, daß es sich dabei überwiegend um Per­
sonen aus dem „integrativen Flügel der Gewerk­
schaftsbewegung“ handele. Gleichzeitig wird die 
frühere Tätigkeit des Wirtschaftsministers Fride- 
richs als Geschäftsführer der Industrie- und Han­
delskammer Mainz stark betont. Ebenso findet 
man die Zahl der Bundestagsabgeordneten, die 
als kapitalfreundlich gelten können, ein Hinweis 
auf die Zahl der Mandatsträger, die den Gewerk­
schaften nahestehen, fehlt hingegen.

Auch die großen Geldsummen, die die Unterneh­
mer und ihre Verbände bei der Bundestagswahl 
für Anzeigenkampagnen gegen die sozialliberale 
Koalition ausgegeben haben, können nicht, wie 
Simon es tut, als eine „wirksame Waffe zur Durch­
setzung der von den Geldgebern gewünschten 
Politik“ bezeichnet werden. Denn der Ausgang 
der Wahl zugunsten der von den Unternehmern 
bekämpften Koalition zeigt, daß die Geldsummen 
der „Kapitalisten“ allein auch nicht immer in der 
Lage sind, politische Entscheidungen in der vom 
Geldgeber gewünschten Weise zu beeinflussen.

Das gilt selbst dann, wenn zusätzlich zur finan­
ziellen Unterstützung noch ein guter persönlicher 
Kontakt zwischen der unternehmerischen Ver­
bandsspitze und der Regierung vorhanden ist. 
Beispielsweise gelang es dem BDI-Präsidenten 
Fritz Berg, dem ein guter Draht zu Konrad Aden­
auer nachgesagt wurde, trotz eines persönlichen 
Gesprächs mit dem Kanzler 1961 nicht, die Auf­
wertung der DM zu verhindern. Ebensowenig ließ 
sich die FDP 1956 in Nordrhein-Westfalen von 
den sie finanzierenden Unternehmern daran hin­
dern, den CDU-Ministerpräsidenten Karl Arnold 
zu stürzen und mit der SPD eine Koalition zu 
bilden.

Marxistische Uminterpretationen

Es ließen sich noch viele Fälle aufzeigen, bei 
denen politische Entscheidungen gegen den er­
bitterten Widerstand der Unternehmer durchge­
setzt wurden. Als Beispiele seien nur genannt 
das Montan-Mitbestimmungsgesetz von 1951, das 
Lohnfortzahlungsgesetz für kranke Arbeiter von 
1969, das 2. Krankenversicherungsänderungsge­
setz von 1970 (Einführung eines Arbeitgeberan­
teils für freiwillig versicherte Angestellte) und die 
Novellierung des Betriebsverfassungsgesetzes 
von 1971.
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Marxisten lassen sich von diesen Fakten, die ihre 
Theorie vom staatsmonopolistischen Kapitalismus 
eindeutig widerlegen, allerdings nicht beirren. 
Denn -  so Altvater —  „indem der Staat gesell­
schaftliche Interessen auch gegen private Inter­
essen durchsetzt, dient er zugleich monopolkapi­
talistischen Interessen, da die ökonomische Basis 
der Gesellschaft das Monopolkapital ist“ 5).

Mit diesem Argument wird versucht, die Stamo- 
kap-Theorie vor der Widerlegung durch Gegen­
beispiele zu schützen. Werden staatliche Maßnah­
men, gegen die die Unternehmer protestieren, 
nicht getroffen, so heißt es, das „Kapital“ habe 
sich durchgesetzt. Ergreift der Staat trotz Wider­
standes der Unternehmer Maßnahmen, so werden 
sie als systemstabilisierend abgewertet und als 
letzten Endes doch im Interesse der Unterneh­
men liegend uminterpretiert. Auf diese Weise kön­
nen alle nur denkbaren Fälle, selbst eine weit­
gehende Sozialisierung, mit der Stamokap-Theo- 
rie in Einklang gebracht werden. Damit genügt 
jedoch die Stamokap-These nicht mehr den An­
sprüchen, die an eine wissenschaftliche Theorie 
zu stellen sind, nämlich der Möglichkeit, ihre Gül­
tigkeit durch gegenteilige Fakten zu widerlegen.

Die Pluralismustheorie

Wenn die Bundesrepublik weder als Gewerk­
schaftsstaat noch als staatsmonopolistisches 
Herrschaftssystem zutreffend bezeichnet werden 
kann, liegt der Schluß eines annähernden Kräfte­
gleichgewichts zwischen den gesellschaftlichen 
Gruppen nahe. Auf genau dieser Annahme basiert 
die sogenannte Pluralismustheorie, bei der die 
Vielzahl der Gruppen und Verbände den Aus­
gangspunkt für die Erklärung des politischen Pro­
zesses in westlichen Regierungssystemen bildet.

Nach Fraenkel6) ergibt sich das „Gemeinwohl. . .  
aus dem gerechten Ausgleich der verschiedenen 
Interessen, als Ergebnis von Kompromissen, die 
nach allgemein anerkannten Spielregeln im Rah­
men einer regulativen Wertidee“ ausgehandelt 
werden. Demokratische Kompromisse werden da­
bei als „Resultante im Kräfteparallelogramm 
gruppenmäßig bestimmter Sonderinteressen“ auf- 
gefaßt und mit dem Gemeinwohl deshalb gleich­
gesetzt, weil von der Existenz eines ausgewoge­
nen Kräfteverhältnisses zwischen den gesell­
schaftlichen Gruppen ausgegangen wird. Dieses 
Machtgleichgewicht, bei dem jeder Verband durch 
das Wirken eines gegnerischen Verbandes kon­
trolliert wird, verhindere nach Ansicht der Plura­
lismustheoretiker, daß eine gesellschaftliche

5) E. A 11 v a t e r : Perspektiven jense its  des W irtschaftswunders, 
in: Neue K ritik , Nr. 40/1967.
6) E. F r a e n k e l :  D em okratie, in : Staat und P o litik , Fischer- 
Lexikon, Frankfurt 1966; d e r s .  : Die repräsentative und d ie  p le-
biszitäre Komponente im dem okratischen Verfassungsstaat, S tu tt­
gart 1964.

Gruppe die politischen Entscheidungen einseitig 
nur zu ihren Gunsten beeinflussen kann.

Auch die Verfechter der Pluralismustheorie setzen 
ein Gleichgewicht der gesellschaftlichen Kräfte 
als selbstverständlich voraus, ohne die Machtver­
teilung näher zu analysieren. Die Ergebnisse 
neuerer Untersuchungen zeigen jedoch, wie pro­
blematisch gerade diese Annahme ist.

Kein Kräftegleichgewicht der Gruppen

Drei Faktoren, lassen sich insbesondere nennen, 
die gegen ein Kräftegleichgewicht der gesell­
schaftlichen Gruppen sprechen:

□  Die politischen Konzepte und Programme wer­
den in aller Regel von der politischen Elite und 
ihren Stäben ausgearbeitet. Auf ihren Inhalt ha­
ben allenfalls noch diejenigen Einfluß, die aktiv 
in den Parteien mitarbelten. Die Partizipations­
forschung hat jedoch ergeben, daß politisches 
Engagement in Form der Mitarbeit in Parteien, 
Verbänden oder Bürgerinitiativen sehr stark von 
der Zugehörigkeit zu einer bestimmten Schicht 
abhängig ist. Demnach sind Individuen mit hohem 
sozioökonomlschen Status (Einkommen, beruf­
liche Position, Ausbildung) mehr als Mitglieder 
der Unterschicht an politischen Fragen interessiert 
und auch eher bereit, sich in Parteien und Ver­
bänden zu organisieren und dort aktiv mitzuarbei­
ten. Aus dieser größeren Partizipation der Mittel­
und Oberschichten ergibt sich eine klassenspe­
zifische Vorprägung der Politikinhalte, die die 
Unterschichten häufig benachteiligt.

G  Unter den Spitzenpolitikern und den leitenden 
Beamten sind Arbeiter bzw. Arbeiterkinder im 
Verhältnis zur Gesamtbevölkerung stark unterre­
präsentiert. Das widerspricht der Annahme der 
Pluralismustheorie vom offen Zugang zu allen 
Spitzenpositionen (Chancengleichheit), der den 
Wettbewerb zwischen den Führungsgruppen in­
tensiviert. Der mangelnde Aufstiegsdruck von un­
ten trägt mit dazu bei, daß die Eliten der Bundes­
republik weniger die Interessen der Unterschicht 
zu respektieren brauchen, als es von der Pluralis­
mustheorie unterstellt wird.

□  Das Zweieinhalb-Parteiensystem in der Bun­
desrepublik schwächt die Intensität der Parteien­
konkurrenz ab, weil Wählerbewegungen manch­
mal hauptsächlich nur zwischen den jeweiligen 
Regierungsparteien stattfinden, ohne einen Macht­
wechsel herbeizuführen. Geringere Intensität der 
Parteienkonkurrenz hat aber ebenfalls Wirkungen 
auf die politischen Entscheidungsinhalte. Nach 
amerikanischen Untersuchungen7) ist in Staaten

1) Vgl. H. J a c o b ,  K. N.  V i n e s :  P o litics  in the  Am erican 
States, Boston-Toronto 1965; R. I. H o f f e r b e r t :  The Rela­
tio n  between Pub lic  P o licy  and som e S tructura l and Environ­
m ental Variab les in the Am erican States, APSR (1966).
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der USA mit einem Mehrparteiensystem oder mit 
unumstrittener Vorherrschaft einer Partei eine 
mehr die Oberschichten begünstigende Steuer-, 
Bildungs- und Sozialpolitik festzustellen, wohin­
gegen in US-Staaten mit zwei annähernd gleich 
starken Parteien, die sich in Abständen in der 
Regierung abwechseln, eine sozialere Politik be­
obachtet werden kann.

Schichtenspezifische politische Partizipation, so­
zial einseitige Rekrutierung der politischen Elite 
und abgeschwächte Parteienkonkurrenz begünsti­
gen somit die Konservierung der jeweiligen wirt­
schaftlichen und sozialen Verhältnisse eines Lan­
des. Geht man davon aus, daß dies im Interesse 
der Oberschichten liegt, so dürften sie bei der po­
litischen Willensbildung in einem pluralistischen 
System im Vorteil sein. So gesehen ist auch 
die Grundannahme des Pluralismuskonzepts von 
einem Machtgleichgewicht zwischen allen sozia­
len Gruppen eine zu starke Vereinfachung der ge­
sellschaftlichen Wirklichkeit.

Methodische Schwierigkeiten

Die einander widersprechenden Antworten auf die 
Frage „Wer herrscht in der Bundesrepublik?“ 
spiegeln die methodischen Schwierigkeiten wider, 
vor denen Politologie und Soziologie stehen, 
wenn sie zu gesicherten Aussagen über die ge­
sellschaftliche Machtverteilung in der Bundes­
republik gelangen wollen.

Fast alle Analysen, die zu diesem Problem durch­
geführt wurden, haben eine große Schwäche: Sie 
untersuchen im Grunde genommen nur die Ein- 
U u ß m ö g lich ke iten , allenfalls die erfolgten Einfluß­
nahmen eines Verbandes, nicht aber dessen tat­
sächliche Macht und Einfluß. So sagen z. B. die 
Mitgliederstärke, die Zahl und die Qualifikation der 
hauptamtlichen Mitarbeiter eines Verbandes, die 
Auflagenhöhe seiner Publikationsorgane und die 
Summe der ihm zur Verfügung stehenden finan­
ziellen Mittel —  alles Merkmale, auf die in vielen 
Arbeiten Bezug genommen wird —  nur etwas über 
das Potential (d. h. die Einf¡U nm ög lich ke iten )  aus, 
das der Verband bei einer politischen Auseinan­
dersetzung in die Waagschale werfen kann. Vor­
eilig wäre es jedoch, von einem großen Potential 
eines Verbandes auf einen entsprechend großen 
Einfluß zu schließen. Denn von Einfluß kann man 
erst dann sprechen, wenn es dem Verband ge­
lungen ist, eine politische Entscheidung gemäß 
seinen Zielen mitzugestalten bzw. zu ändern 
oder gegebenenfalls eine seinen Zielen zuwider­
laufende politische Entscheidung zu verhindern.

Ebensowenig kann aus den beobachtbaren Aktivi­
täten der Verbände, d. h. ihren Einflußnahmen, 
ihr tatsächlicher Einfluß abgeleitet werden. Was

nützt es beispielsweise, das Streikrecht der Ar­
beitnehmer als Beleg für die Macht der Gewerk­
schaften anzuführen, wenn es ihnen 1952 trotz 
politisch motivierten Streiks nicht gelungen ist, 
die Verabschiedung des hinter gewerkschaftlichen 
Vorstellungen weit zurückbleibenden Betriebsver­
fassungsgesetzes zu verhindern? Und was hilft 
es weiter, auf die Einflußversuche der Industrie 
auf den Wahlausgang 1972 durch Anzeigenkam­
pagnen zu verweisen, wenn die Bundestagswahl 
zuungunsten, der CDU ausgegangen ist, der Erfolg 
der eingesetzten finanziellen Mittel also gleich 
Null war? Erkenntnisse über die gesellschaftliche 
Machtverteilung kann man vielmehr nur gewin­
nen, indem man wichtige politische Entschei­
dungsprozesse zu rekonstruieren versucht, um 
nachzuweisen, wer dabei seine Interessen am 
meisten durchsetzen konnte.

Rekonstruktion von Entscheidungen

Die Rekonstruktion politischer Entscheidungspro­
zesse ist allerdings ein äußerst schwieriges Unter­
fangen. Denn es fällt schwer, alle Vorgänge auf­
zudecken, die sich hinter den Kulissen abgespielt 
haben. Wie ist z. B. ein Gesetzentwurf entstanden, 
der von der Regierung eingebracht wurde? Haben 
sich die Referenten von Experten in den Verbän­
den bei der Erarbeitung des Entwurfs beraten 
lassen, mit ihnen diskutiert, ihre Auffassungen 
und. Wünsche berücksichtigt oder nicht berück­
sichtigt?

Eine Vielzahl von Hindernissen stellen sich So­
zialwissenschaftlern in den Weg, die diese Ent­
scheidungsprozesse erforschen wollen, Im Rah­
men solcher Untersuchungen müßten beispiels­
weise Akten von Ministerien und Verbänden so­
wie insbesondere deren Schriftverkehr eingese­
hen werden können. Derartige Regierungsakten 
werden jedoch äußerst ungern für wissenschaft­
liche Zwecke zugänglich gemacht.

Nicht minder schwierig ist es, von den Verbänden 
internes Material zu erhalten. Bei ihnen spielt vor 
allem die Furcht vor unerwünschten wissenschaft­
lichen Enthüllungen eine Rolle, die sie bei der 
Herausgabe von Unterlagen häufig äußerst zu­
rückhaltend sein läßt. Denn einerseits würde ein 
mit wissenschaftlichen Methoden geführter Nach­
weis, daß ein Verband sehr großen politischen 
Einfluß hat, die Gegenspieler dieses untersuchten 
Verbandes auf den Plan rufen und in der Öffent­
lichkeit die Forderung nach einer Beschränkung 
der Macht dieses Verbandes laut werden lassen. 
Andererseits brächte auch genau das gegenteilige 
Ergebnis einer wissenschaftlichen Untersuchung 
—  also die Feststellung, daß ein Verband relativ 
einflußlos ist —  diesen Verband in Verlegenheit. 
Denn die Mitglieder dieses Verbandes würden bei
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Bekanntwerden dieses Untersuchungsergebnisses 
vermutlich die Verbandsführung mit Vorwürfen 
überhäufen, weil sie sich offensichtlich nicht ge­
nügend für die Vertretung der Mitgliederinteres­
sen eingesetzt hat.

Fehlende politologische Untersuchungen

Die Rekonstruktion von Entscheidungsprozessen 
wird noch schwieriger, wenn Anregungen und Ein­
wände von den Verbänden gegenüber den Ent­
scheidungsträgern nur mündlich vorgebracht wur­
den, also gar keine schriftlichen Unterlagen zur 
Auswertung vorliegen. In solchen Fällen müssen 
sich die Sozialwissenschaftler auf die Ergebnisse 
von Interviews mit Personen stützen, die entwe­
der am Entscheidungsprozeß selbst beteiligt wa­
ren oder über den Ablauf der Vorgänge genaue- 
stens informiert sind. Die Bereitschaft zur wahr­
heitsgemäßen Erteilung von Auskünften bei den 
Befragten einmal unterstellt, setzt diese Art der 
Datenerhebung jedoch ein ausgesprochen gutes 
Erinnerungsvermögen und ein enormes Tat­
sachenwissen über komplexe Vorgänge voraus, 
die beide nur in den seltensten Fällen in dem er­
forderlichen Umfang vorhanden sein dürften.

Angesichts der aufgezeigten methodischen Pro­
bleme ist es nicht verwunderlich, daß selbst über 
die wichtigsten politischen Entscheidungen in der 
Nachkriegszeit der Bundesrepublik keine polito- 
logischen Untersuchungen vorliegen. Jede Aus­
sage über die gesellschaftliche Machtverteilung 
in der Bundesrepublik ist daher mit großen Vor­
behalten zu versehen. Das gilt selbstverständlich 
auch für die nachfolgenden Thesen, die versu­
chen, die „Theorien“ vom Gewerkschaftsstaat, 
vom staatsmonopolistischen Kapitalismus und 
vom pluralistischen Gleichgewicht der Kräfte zu 
integrieren.

Durchsetzungskraft von Interessen

Grundsätzlich ist Claus Offe zuzustimmen, wenn 
er sagt: Die Durchsetzbarkeit von Interessen 
hängt davon ab, ob diese Interessen organisier­
bar und konfliktfähig sind. Als konfliktfähig gelten 
dabei die Interessen solcher Gruppen, die in der 
Lage sind, Druck auszuüben, indem sie eine Lei­
stung, auf deren Bezug die Gesellschaft unmittel­
bar und dauernd angewiesen ist, kollektiv ver­
weigern.

Von den beiden Merkmalen dürfte die Organisier- 
barkeit -  oder besser gesagt die Einsicht in die 
Notwendigkeit, sich zu organisieren und solida­
risch zu handeln —  das Entscheidendere für die 
Durchsetzungskraft von Interessen sein. Denn bei­
spielsweise die Studentenbewegung Ende der 
sechziger Jahre hat gezeigt, daß auch eine

Gruppe, die noch keine für die Gesamtgesell­
schaft notwendige Leistung verweigern kann, in 
der Lage ist, auf sich aufmerksam zu machen und 
Teilerfolge zu erreichen. Demgegenüber gehören 
beispielsweise Hausfrauen, Rentner und Verbrau­
cher zu denjenigen, deren Interessen nicht nur 
in geringerem Umfang konfliktfähig, sondern 
auch schwach organisiert sind und deshalb häu­
fig weniger berücksichtigt werden.

Auf die eigentlich interessierende Frage, ob näm­
lich das „Kapital“ oder die „Arbeit“ in unserer 
Gesellschaft mächtiger sind, kann die Unterschei­
dung nach organisations- und konfliktfähigen In­
teressen allerdings keine Antwort geben. Denn 
die Interessen der beiden großen sozialen Grup­
pen sind, wie die Existenz ihrer mitgliederstarken 
Organisationen mit den ihnen eingeräumten 
Kampfmitteln beweist, organisations- und konflikt­
fähig. Es erscheint daher zweckmäßig, nach der 
Ebene und dem Bereich zu differenzieren, in dem 
Entscheidungen getroffen werden, die die Inter­
essen der beiden sozialen Gruppen berühren.

Macht der sozialen Gruppen

Bei der Entscheidungsebene sind die kommunalen 
und regionalen Instanzen von den Entscheidungs­
trägern auf gesamtgesellschaftlicher Ebene (Bun­
desebene) zu unterscheiden. Auf beiden Ebenen 
versuchen kapitalorlentierte und arbeitsorientierte 
Verbände gegeneinander ihre Auffassungen ge­
genüber den staatlichen Entscheidungsträgern 
durchzusetzen. Demgegenüber werden auf der 
Ebene der direkten Beziehungen zwischen Ar­
beitgebern und Arbeitnehmern, etwa bei Tarifver­
handlungen oder bei innerbetrieblichen Entschei­
dungen, die Interessengegensätze untereinander 
in einem mehr oder weniger staatsfreien Raum 
ausgetragen.

Auf jeder der genannten Ebenen ist das Kräfte­
verhältnis zwischen „Kapital“ und „Arbeit“ ver­
schieden. Wie sich durch viele Einzelbeispiele be­
legen läßt, sind die kommunalen Entscheidungs­
träger, weil sie auf das Gewerbesteueraufkom­
men und auf die Erhaltung der in den Unterneh­
men vorhandenen Arbeitsplätze angewiesen sind, 
sehr stark vom Wohlwollen der größten am Ort 
ansässigen Unternehmen abhängig.

Ihre lokale Machtposition überträgt sich aber nicht 
ohne weiteres auf die Gesamtgesellschaft. Hier 
scheint es sinnvoll, nach den Entscheidungsbe­
reichen zu differenzieren.

Ein Übergewicht der Gewerkschaften ist vorwie­
gend dort anzutreffen, wo es um eine Verbesse­
rung des Systems der sozialen Sicherung im wei­
testen Sinne geht. So gehören zweifellos die
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Lohnfortzahlung im Krankheitsfall, der Kündi­
gungsschutz, der Mutterschutz und ähnliche Re­
gelungen, die alle gegen den erbitterten Wider­
stand der Unternehmer durchgesetzt werden, muß­
ten, mit zu den größten Erfolgen der Gewerk­
schaften bei ihren Bemühungen, die Lebenslage 
der Arbeitnehmer zu verbessern.

Ein Übergewicht der Unternehmerverbände zeigt 
sich demgegenüber in einem Entscheidungsbe­
reich, in dem es um grundsätzliche Ordnungs- und- - 
Strukturfragen unserer Wirtschafts- und Gesell­
schaftsordnung geht. So konnten etwa Forderun­
gen der Gewerkschaften, die auf eine Weiterent­
wicklung der Wirtschafts- und Gesellschaftsord­
nung im Sinne eines nach dem Grundgesetz mög­
lichen alternativen Sozialstaatsmodells abzielten, 
wie z. B. Sozialisierung und gesamtgesellschaft­
liche Planung, nicht durchgesetzt werden. Es ge­
lang den Unternehmern zwar nicht, bereits ge­
schaffene Tatbestände wie die Montanmitbestim­
mung wieder abzuschaffen. Allen Versuchen im 
ordnungspolitischen Bereich, wie etwa Unterneh­
mensverfassung und Sozialbindung des Eigen­
tums, vermochten sie jedoch —  von wenigen Aus­
nahmen abgesehen —  bis heute eine Vetoposition 
entgegenzusetzen, die den die Arbeitnehmer be­
nachteiligenden Status quo konservierte.

Macht- und Einkommensverteilung

Schließlich ist die Machtverteilung auf der Ebene 
der direkten Beziehungen zwischen Arbeitgebern 
und Arbeitnehmern zu analysieren. Hierbei muß 
wiederum nach der Situation in Tarifverhandlun­
gen und bei innerbetrieblichen Entscheidungen 
differenziert werden.

Ohne jeden Zweifel ist die Einkommensverteilung 
in der Bundesrepublik äußerst ungleichmäßig: Die 
Spitzeneinkommen liegen etwa um das Vierhun­
dertfache über dem Einkommen eines Industrie­
arbeiters. Da sich die Einkommensverteilung nicht 
naturgesetzlich ergibt, sondern Resultat von 
Macht ist, spiegelt sich in diesen Einkommens­
unterschieden die Ungleichheit der Machtvertei­
lung wider.

Die Auseinandersetzungen zwischen Gewerk­
schaften und Arbeitgeberverbänden in Tarifver­
handlungen beziehen sich in einer wachsenden 
Wirtschaft wie der unsrigen auf die Verteilung 
des in jedem Jahr zusätzlich verfügbaren Einkom­
mens bzw. Sozialprodukts. Die Gewerkschaften 
bemühen sich in diesem Verteilungskampf, die 
Einkommen der Arbeitnehmer stärker wachsen 
zu lassen als die der Selbständigen, um den An­
teil der Arbeitnehmer am Sozialprodukt auf diese 
Weise langfristig zu erhöhen. Demgegenüber ver­
suchen die Unternehmerverbände, die Einkom­

men der Selbständigen stärker steigen zu lassen 
als die der Arbeitnehmer, um ihrerseits ihren An­
teil am Sozialprodukt zu erhöhen.

Betrachtet man nun die tatsächliche Einkommens­
entwicklung der beiden sozialen Gruppen, so läßt 
sich folgende Aussage vertreten: In der Auf­
schwungsphase eines Konjunkturzyklus sind je­
weils die Unternehmergewinne stärker gestiegen 
als die Arbeitnehmereinkommen, in der Spät­
phase eines Konjunkturzyklus erhöhten sich da­
gegen die Arbeitnehmereinkommen stärker als 
die Unternehmergewinne. Die Machtverteilung 
ändert sich also im Verlauf eines Konjunktur­
zyklus zunächst zugunsten der Arbeitgeber, spä­
ter wieder zugunsten der Arbeitnehmer. Wegen 
dieses wechselnden Machtübergewichts hat sich 
—  langfristig betrachtet —  die Einkommensvertei­
lung in der Bundesrepublik so gut wie gar nicht 
verändert. Es ist also weder den Gewerkschaften 
gelungen, den Anteil der Arbeitnehmer am Sozial­
produkt zu vergrößern, noch konnten die Arbeit­
geberverbände den Anteil der Unternehmen am 
Sozialprodukt erhöhen. Man kann deshalb auf 
der Ebene der Tarifverhandlungen durchaus von 
einem Gleichgewicht zwischen Arbeitgeberverbän­
den und Gewerkschaften sprechen. Damit ist 
allerdings nichts über die Gerechtigkeit oder Un­
gerechtigkeit der ungleichmäßigen Einkommens­
verteilung gesagt, sondern lediglich ein Patt im 
Kampf der beiden sozialen Gruppen festgestellt, 
diese Einkommensverteilung jeweils zu ihren 
Gunsten zu verändern.

Innerbetriebliche Machtverteilung

Im innerbetrieblichen Bereich ist die Position der 
Arbeitnehmer durch Regelungen wie das Be­
triebsverfassungsgesetz, die Gewerbeordnung, 
den Kündigungsschutz und das Jugendarbeits­
schutzgesetz im Vergleich zu früher zweifellos er­
heblich verbessert worden. Doch werden nicht 
alle gesetzlichen Bestimmungen in der Praxis 
immer Wirklichkeit. So liegt die Zahl der Verstöße 
gegen das Jugendarbeitsschutzgesetz jährlich bei 
über 50 000. In sehr vielen, insbesondere kleine­
ren und mittleren Unternehmen existiert nach wie 
vor kein Betriebsrat. Erfolge, die die Gewerk­
schaften auf der gesamtgesellschaftlichen Ebene 
für die Arbeitnehmer errungen haben, können so 
durchaus wieder annulliert werden.

Die Differenzierung nach Entscheidungsebenen 
und -bereichen dürfte gezeigt haben, wie viel­
schichtig das Problem der gesellschaftlichen 
Machtverteilung ist. Auf keinen Fall läßt es sich 
auf einen so einfachen Nenner wie Gewerk­
schaftsstaat oder staatsmonopolistischer Kapita­
lismus bringen. Aber auch die pluralistische 
Gleichgewichtsthese ist allzu einfach und wird 
der Wirklichkeit nicht gerecht.
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